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Wege aus der Schuldenkrise in Entwicklungsländern

Peter Nunnenkamp

Wege aus der Schuldenkrise
in Entwicklungsländern

I. Jüngste Entwicklungen in der
Schuldendiskussion

D ie im September 1988 in
Berlin abgehaltene gemeinsa-
me Jahrestagung des Interna-

tionalen Währungsfonds (IWF) und der
Weltbank hat erneut verdeutlicht, daß
die Zahlungsprobleme hochverschulde-
ter Entwicklungsländer ein zentrales
Thema der Diskussion um die zukünfti-
ge weltwirtschaftliche Entwicklung bil-
den. Von der dritten Welt wird beklagt,
daß das bisherige Krisenmanagement
nur der Gläubigerseite genützt habe. So
sei es zwar gelungen, die Stabilität des
westlichen Finanzsystems zu sichern
und die Widerstandsfähigkeit der Ban-
ken gegenüber Zahlungsausfällen in der
dritten Welt zu stärken. Die Kosten
hierfür hätten jedoch vorwiegend die
Schuldnerländer mit erheblichen Ein-
kommenseinbußen, sinkenden Reallöh-
nen, steigender Arbeitslosigkeit und

drastischen Investitionskürzungen zu
tragen. Insbesondere dem IWF wird
vorgeworfen, mit wirtschaftspolitischen
Auflagen, die auf einen kurzfristigen
Leistungsbilanzausgleich abzielen, zur
Verarmung breiter Schichten in der drit-
ten Welt beizutragen.

Dem wird von Seiten des IWF entge-
gengehalten, daß mit der Konditionali-
tät lediglich ein Rahmen makroökono-
mischer Ziele gesetzt wird. Es bleibt den
Regierungen der Schuldnerländer über-
lassen, ob sie zum Beispiel eine gefor-
derte Kürzung überbordender Staats-
ausgaben durch geringere Rüstungsaus-
gaben oder eingeschränkte Bildungsin-
vestitionen realisieren. Wenn die An-
passungslasten in der Vergangenheit so-
zial unverträglich verteilt worden seien,
könne man dies nicht dem IWF anlasten
— es sei denn, man fordere noch tiefere
Eingriffe in die nationale Souveränität
der Entwicklungsländer. Zudem wird zu
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Recht darauf verwiesen, daß gerade die
ärmsten Bevölkerungskreise leiden,
wenn keine wirtschaftspolitische Kor-
rektur erfolgt. So haben inflationäre
Politiken vor allem diejenigen hart ge-
troffen, die keine Beschäftigung im for-
malen Sektor gefunden haben. Infla-
tionssenkende Auflagen sind unabding-
bar, um die Kaufkraft der im informel-
len Bereich erzielten Einkommen zu si-
chern.

Unbestritten war es in Berlin jedoch,
daß der traditionelle Weg kurzatmiger
Umschuldungs- und Rettungsaktionen
nicht ausreicht, die ökonomische Situa-
tion der Schuldnerländer nachhaltig zu
verbessern und normale Marktbezie-
hungen zwischen Gläubigern und
Schuldnern wiederherzustellen. Die
Auslandsschulden der Entwicklungslän-
der beliefen sich Ende 1987 auf etwa
1200 Mrd. US-$; sie haben sich damit
gegenüber 1980 erneut nahezu verdop-
pelt. Das zentrale Problem der Schuld-
nerländer liegt dennoch weniger in der
Höhe der ausstehenden Auslandsver-
bindlichkeiten, als vielmehr darin, daß
viele von ihnen seit 1983 unter negativen
Netto-Transfers leiden.') Dies gilt vor
allem für die lateinamerikanischen Staa-
ten, denen in den Jahren 1980 bis 1982
noch durchschnittlich 8 Mrd. US-$ an
Transfers zuflössen. In der Periode 1983
bis 1986 übertraf dagegen der Schulden-
dienst den Zufluß von Neukrediten um
durchschnittlich 17 Mrd. US-$ jährlich.
Angesichts dieser Situation halten viele
Beobachter Schuldenstreichungen oder
Erleichterungen beim Schuldendienst
für unverzichtbar.

Auf der Berliner Jahrestagung von
IWF und Weltbank haben die Gläubiger
eine deutlich konziliantere Haltung ge-
genüber der früher beharrlich abgelehn-
ten Forderung nach Schuldenerleichte-
rungen eingenommen. Was die Schul-
den von Ländern mit besonders niedri-
gem Entwicklungsstand angeht, hatte
die Bundesregierung schon vorher For-
derungen in Höhe von etwa 8 Mrd. DM
nachträglich in Schenkungen umgewan-
delt. Sie kündigte überdies an, die Kre-
ditkonditionen der finanziellen Zusam-
menarbeit ab 1989 merklich zu erleich-
tern. Im Rahmen des Pariser Klubs2)
wurde Einigung über Vergünstigungen
für Schuldner mit niedrigem Einkom-
men erzielt, die einen Teilschuldenerlaß
bis zu 30 Prozent einschließen. Diesen
Ländern werden zudem erhebliche Mit-
tel von den internationalen Organisatio-
nen bereitgestellt, wenn sie mit dem
IWF und der Weltbank Strukturanpas-
sungsprogramme vereinbaren. Die Kre-
dite aus der erweiterten Strukturanpas-
sungsfazilität des IWF, von der Welt-
banktochter IDA (International Deve-
lopment Association) und aus dem Son-
derprogramm der Weltbank für Afrika
werden sämtlich zu weichen Bedingun-
gen vergeben.

Anzeichen für eine veränderte Hal-
tung gegenüber dem Verlangen nach
Schuldenerleichterungen waren auch bei
den westlichen Geschäftsbanken zu er-
kennen, die vor allem in den fortge-
schrittenen Entwicklungsländern stark
engagiert sind. Insbesondere Institute,
die Problemkredite an Dritte-Welt-
Staaten bereits weitgehend abgeschrie-
ben haben, erklärten sich bereit, über ei-
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nen partiellen Forderungsverzicht von
Fall zu Fall zu verhandeln. Es steht zu
erwarten, daß die Bereitschaft kommer-
zieller Kreditgeber, Erleichterungen ein-
zuräumen, in dem Maße steigt, wie ver-
stärkte Vorsorgemaßnahmen noch hoch
exponierter Banken es auch diesen er-
lauben, uneinbringliche Forderungen
endgültig als Verluste zu realisieren, oh-
ne daß die eigene finanzielle Stabilität
gefährdet wird.

Ib Pro und Kontra eines
Schuldenerlasses

Wenn kommerzielle Kreditgeber den
Entwicklungsländern Schulden erlas-
sen, kann man sicher sein, daß dies im
eigenen Interesse der Banken liegt, etwa
weil sie sich dann nicht mehr an Um-
schuldungsverhandlungen mit oftmals
„erzwungener" Neukreditvergabe betei-
ligen müssen. Eine ganz andere Frage
ist, ob ein Schuldenerlaß dazu beiträgt,
daß den Entwicklungsländern in Zu-
kunft wieder dringend benötigtes Aus-
landskapital zufließt.3)

Die Befürworter von Schuldenerleich-
terungen hoffen, daß auf diese Weise
der unerwünschte Kapitalabfluß aus
vielen Entwicklungsländern gestoppt
oder zumindest gemildert werden kön-
ne. Darüber hinaus wird einem Schul-
denerlaß zugute gehalten, daß er für ei-
ne gerechtere Verteilung der unvermeid-
baren Anpassungslasten zwischen
Schuldnern und Gläubigern sorgen wür-
de. Schließlich wird argumentiert, daß
ein Schuldenerlaß auf längere Sicht
selbst für die Gläubiger vorteilhaft wä-
re. Ein Abbau der Überschuldung wür-
de neue Wachstumschancen in der drit-

ten Welt eröffnen. Dies käme auch dem
weltwirtschaftlichen Wachstum zugute
und würde die erforderlichen strukturel-
len Anpassungen in Entwicklungs- und
Industriestaaten erleichtern.

Die volkswirtschaftlichen Kosten von
Schuldenerleichterungen für Problem-
schuldner werden oftmals vernachläs-
sigt. Derartige Kosten mögen vergleichs-
weise gering sein, wenn staatliche Kre-
ditgeber wie die Bundesrepublik die
Forderungen an besonders arme Länder
streichen oder noch günstigere Kondi-
tionen für neue Mittel einräumen. Es
bleibt allerdings unklar, worauf sich die
vielfältig geäußerte Zuversicht gründet,
daß auf diese Weise neue Wachstums-
kräfte etwa im südlichen Afrika freige-
setzt würden. Die Erfahrungen mit Ent-
wicklungshilfe haben gezeigt, daß posi-
tive Wachstumseffekte gerade dort aus-
geblieben sind, wo sie am dringendsten
erforderlich gewesen wären.4) Es ist
nicht ersichtlich, warum dies anders sein
sollte, wenn Hilfe in Form eines Schul-
denerlasses gewährt wird. Mit der weite-
ren Verbilligung staatlicher Kredite wird
überdies der Anreiz der Empfänger ge-
schwächt, die zugeflossenen Mittel pro-
duktiv statt verschwenderisch zu ver-
wenden.

Schwerwiegende Probleme stellen
sich jedoch vor allem dann, wenn die
Schuldenlast relativ fortgeschrittener
Staaten der dritten Welt reduziert wer-
den soll. Diese Länder sind hauptsäch-
lich gegenüber westlichen Geschäfts-
banken hoch verschuldet. Die Tatsache,
daß viele von ihnen überschuldet sind,
ist zumeist maßgeblich auf wirtschafts-
politische Fehlentwicklungen in den be-
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troffqnen Ländern zurückzuführen.
Hochverschuldeten Ländern mit einer
vergleichsweise effizienten Wirtschafts-
politik gelang es dagegen, Verschul-
dungskrisen weitestgehend zu vermei-
den.5) Ein Schuldenerlaß bedeutet des-
halb, daß wirtschaftspolitisches Fehl-
verhalten belohnt wird. Dagegen wer-
den diejenigen Schuldner indirekt be-
straft, die sich — wie viele asiatische
Staaten — bisher erfolgreich bemüht
haben, den Schuldendienst vereinba-
rungsgemäß zu leisten. Ein Schuldener-
laß setzt falsche Anreize und beschwört
neue Problemfälle geradezu herauf.

Es ist zudem zu bezweifeln, daß die
Lage der heute überschuldeten Länder
nachhaltig verbessert würde. Die Um-
kehr der internationalen Kapitalströme
zuungunsten vieler Entwicklungsländer
seit 1982 beruht nur zum geringeren Teil
auf höheren Schuldendienstbelastun-
gen. Der Kern des Problems liegt viel-
mehr in den drastisch reduzierten Kapi-
talzuflüssen aus neuen Bankkrediten.6)
Das zukünftige Bankverhalten bei der
Vergabe neuer Kredite an die Problem-
schuldner dürfte nicht zuletzt davon ab-
hängen, wer die Verluste aus einem
Schuldenerlaß trägt. Wenn die Bankver-
luste sozialisiert werden, indem man sie
auf die Steuerzahler und Konsumenten
in den Gläubigerländern überwälzt,
könnten private Kreditgeber am ehesten
bereit sein, neue Mittel zu gewähren. Je
geringer allerdings der Teil der Verluste
ist, der von den Banken selbst realisiert
werden muß, um so schwächer wird ihr
Anreiz, die Kreditwürdigkeit von
Schuldnern besser als in den siebziger
Jahren zu prüfen.

Ohne staatliche Verlustübernahme
dürfte sich das Problem des Zugangs zu
neuen Krediten durch einen Schuldener-
laß weiter verschärfen. Es ist äußerst
unwahrscheinlich, daß die Banken nach
der Zerstörung von Risikoillusionen
und der verlustreichen Streichung von
Forderungen sofort wieder neue Kredite
bereitstellen. Es besteht wenig Anlaß zu
vermuten, daß private Kreditgeber sich
ihrer schlechten Erfahrungen mit zah-
lungsunfähigen oder -unwilligen
Schuldnern binnen kurzer Frist nicht
mehr erinnern. Den Ländern, die auf ei-
nen Schuldenerlaß setzen, droht, für
längere Zeit vom internationalen Kapi-
talmarkt abgeschnitten zu werden.

III. Ein alternativer Ansatz zur Lösung
von Verschuldungsproblemen

Hochverschuldete Entwicklungslän-
der, die einen Schuldenerlaß anstreben,
sollten die voraussichtlichen Kosten ei-
ner derartigen Strategie im eigenen In-
teresse sorgfältig abwägen. Schulden-
streichung oder -erleichterungen bieten
keine Alternative zur Korrektur interner
wirtschaftspolitischer Fehlentwicklun-
gen, wenn es darum geht, die internatio-
nale Kreditwürdigkeit wiederherzustel-
len. Es gilt vor allem:
— die Exportkraft zu stärken;
— eine Überbewertung der heimischen

Währung zu vermeiden;
— ausländische Direktinvestitionen zu

attrahieren;
— Inflationsmentalitäten zu brechen;
— die Funktionsfähigkeit des heimi-

schen Kapitalmarktes zu verbessern,
um inländische Ersparnisse zu mobi-
lisieren;
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— unproduktive Staatsaktivitäten zu-
rückzuschneiden.

Das Beispiel der Türkei deutet darauf
hin, daß wachstumsträchtige Anpas-
sungsprogramme entscheidend dabei
helfen, wieder Zugang zum internatio-
nalen Kapitalmarkt zu finden.7) Wirt-
schaftspolitische Reformen mögen je-
doch nicht in jedem Fall eine hinrei-
chende Bedingung für die Wiederauf-
nahme der freiwilligen Kreditvergabe
sein. Insbesondere bei vielen lateiname-
rikanischen Ländern stellt sich inzwi-
schen ein erhebliches Glaubwürdigkeits-
problem. Kurzatmige, inkonsistente
und folglich gescheiterte Wirtschafts-
programme nähren die Skepsis der
Gläubiger, daß Reformversprechen
letztlich nicht eingehalten werden. Vor
diesem Hintergrund sind ein verbesser-
ter Informationsaustausch zwischen
Schuldnern und Gläubigern sowie insti-
tutionelle Neuerungen im internationa-
len Kapitaltransfer gefragt, die eine
glaubwürdige Bindung an ein zugesag-
tes wirtschaftspolitisches Verhalten er-
möglichen und die Risiken der Kredit-
vergabe an souveräne Schuldner redu-
zieren. Mögliche Ansatzpunkte könnten
u. a. darin liegen,
— allgemeingültige Buchführungsprin-

zipien einzuführen und die Ausle-
gung von Gesetzen international an-
zupassen;

— Kreditbeziehungen zu individualisie-
ren und stärker an konkrete Projek-
te zu binden;

— frei zugängliche Aktienmärkte in
Entwicklungsländern einzuführen
oder zu erweitern;

— offene Klubs zu bilden, denen jedes
Land beitreten kann und in denen

Normen über Auslandsinvestitionen
und -kredite vereinbart werden, die
so eindeutig sind, daß sie die Gefahr
von Willkür weitgehend ausschalten;

— die Kompetenzen internationaler Or-
ganisationen zu erweitern.

Diese Liste ist weder vollständig noch
so zu verstehen, daß eine dauerhafte
Rückkehr zu positiven Kapitaltransfers
in die Entwicklungsländer einfach da-
durch zu bewerkstelligen ist, daß man
diese Anregungen aufgreift. Die Vor-
und Nachteile der verschiedenen Maß-
nahmen müssen vielmehr gründlich
analysiert werden.

Die gegenwärtige Schuldenerlaß-Dis-
kussion lenkt von dieser Aufgabe eher
ab. So sind bei der Lösung des Glaub-
würdigkeitsproblems bisher kaum Fort-
schritte erzielt worden. Dies gilt für das
wirtschaftspolitische Verhalten von
Schuldner- und Gläubigerstaaten. Auch
für letztere trifft zu, daß Ankündigun-
gen und das später zu beobachtende
Verhalten weit auseinanderklaffen. Auf
der IWF- und Weltbanktagung in Berlin
hat man zum wiederholten Male wohl-
klingende Absichtserklärungen zum
Abbau von Handelsschranken gehört.
Es ist unbestritten, daß die Industrielän-
der die Transferprobleme der Schuldner
entscheidend mildern können und müs-
sen, indem sie ihre Märkte für die Ex-
porte aus der dritten Welt stärker öff-
nen. Eine Weltbankstudie beziffert die
Wohlfahrtsverluste der Entwicklungs-
länder durch den Protektionismus der
Industriestaaten als doppelt so hoch wie
die Summe der offiziellen Entwick-
lungshilfe. Trotz der vielen Verspre-
chen, hier Abhilfe zu schaffen, tut sich
jedoch wenig in Richtung auf Liberali-
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sierung des Welthandels. Im Gegenteil:
Das GATT stellt fest, daß praktisch alle
Industrieländer neue Handelshemmnis-
se aufbauen.8)

In den Industrieländern dient die Be-
fürwortung eines Schuldenerlasses ver-
schiedenen Interessengruppen als Alibi,
um notwendige Anpassungen im eige-
nen Bereich zu verschleiern und die La-
sten auf die Allgemeinheit abzuwälzen.
Zur Lösung von Verschuldungsproble-
men wäre es dagegen erforderlich, daß
der Norden bei der Korrektur wirt-
schaftspolitischer Fehlentwicklungen
mit gutem Beispiel vorangeht. Nur
wenn es den Schuldnerländern ermög-
licht wird, die zur Schuldenbedienung
notwendigen Devisen durch Exporte auf
dem Weltmarkt zu verdienen, kann man
auch von diesen verstärkte Anpassungs-
bemühungen verlangen.

') Die Netto-Transfers bezeichnen den
Saldo zwischen den Brutto-Zuflüssen
an Neukrediten und der Summe aus
Rückzahlungen von Altkrediten und
geleisteten Zinszahlungen.

2) Der Pariser Klub ist ein informeller
Zusammenschluß westlicher Gläubi-
gerländer, der sich mit der Umschul-
dung öffentlicher und öffentlich ver-
bürgter Kredite an Entwicklungslän-
der beschäftigt.

3) Eine ausführliche Erörterung dieser
Frage findet sich in: Peter Nunnen-
kamp, Kapitalabflüsse aus der drit-
ten Welt und Schuldenerlaß. Zu den
Problemen des privaten Kapitaltrans-
fers zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsländern. Institut für Welt-
wirtschaft, Kieler Diskussionsbeiträ-
ge, 139, Juni 1988.

4) Vgl. Jamuna P . Agarwal, Martin
Dippl, Hans H. Glismann, Wirkun-
gen der Entwicklungshilfe. Bestands-
aufnahme und Überprüfung für die
zweite Entwicklungsdekade. For-
schungsberichte des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, 50, Köln 1984; Peter Nunnen-
kamp, Entwicklungshilfe zwischen
Anspruch und Wirklichkeit. Institut
für Weltwirtschaft, Kieler Diskus-
sionsbeiträge, 115, Oktober 1985.

5) Vgl. Peter Nunnenkamp, „Die Ent-
stehung und Bewältigung von Ver-
schuldungskrisen in Entwicklungs-
ländern" . Die Weltwirtschaft, 1985,
Heft 2, S. 183—198.

6) Im Falle Lateinamerikas war der
Rückgang der Neukredite sogar aus-
geprägter als bei den Netto-Trans-
fers. Hier bewirkten die vielfältigen
Umschuldungen, daß der im Zeit-
raum 1983—86 durchschnittlich ge-
leistete Schuldendienst geringer war
als vor Ausbruch der Schuldenkrise.

7) Die türkische Wirtschaftsreform von
1980 führte schon bald zu erhebli-
chen Zuwächsen bei Volkseinkom-
men und Exporten (vgl. Bela Balassa,
„Developing Country Debt: Policies
and Prospects" . In: Herbert Giersch
(Hrsg.), The International Debt Pro-
blem: Lessons for the Future. Tübin-
gen 1986, S. 103—122. Dies ermutig-
te die Geschäftsbanken, wieder Kre-
dite auf freiwilliger Basis zu gewäh-
ren.

8) Das G A T T (General Agreement on
Tariffs and Trade) ist eine Sonderor-
ganisation der Vereinten Nationen.
Seine Aufgabe ist es, die Hemmnisse
im internationalen Handel abzubauen.
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